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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Nahrungsmittelhilfe an Äthiopien 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag beauftragt die Bundesregierung, 
anläßlich der neuen Hungerkatastrophe in Äthiopien mit den 
entsprechenden Stehen Kontakt aufzunehmen und ein Sofort- 
programm für Nahrungsmittelhüfe an die betroffene Zivü- 
bevölkerung auszuarbeiten. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bei 
der büateralen und mtiltilateralen (EG) Nahrungsmittelhüfe an 
Äthiopien sicherzustellen, daß diese weder für das dortige 
Umsiedelungs- und Verdorfungsprogramm, noch für die äthio- 
pische Armee mißbraucht wird. 

3. Der Deutsche Bundestag beauftragt die Bundesregierung, die 
Nahrungsmittelhüfe für die Bevölkerung in Eritrea imd Tigray 
nicht nur über die äthiopische Regierung, sondern auch über 
die dort tätigen humanitären Hüfsorganisationen ERA (Eritrean 
Relief Association) und REST (Relief Society of Tigray) zu 
organisieren. 

4. Der Deutsche Bundestag beauftragt die Bundesregierung, sich 
auf beiden kriegführenden Seiten für Waffenstülstandsabkom- 
men während der Verteüungsaktionen und für freie Durch- 
fahrtsgarantien der Nahrungsmitteltransporte einzusetzen. 

5. Der Deutsche Bundestag beauftrag die Bundesregierung, die 
zur Soforthüfe in Äthiopien benötigten Nahrungsmittel auf den 
eiiüieimischen Märkten in Afrika einzukaufen. 

Bonn, den 11. November 1987 


Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 
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Begründung 

Jüngsten Berichten zufolge wird Äthiopien erneut von einer gro- 
ßen Hungerkatastrophe heimgesucht, die eine sofortige Nah- 
rungsmittelhilfe erforderlich macht. Von den internationalen Hun- 
gerhilfsaktionen 1985/86 ist bekannt, daß Nahrungsmittel in gro- 
ßem Umfang für die Umsiedelungs- und Verdorfungsprogramme 
verwendet wurden, indem sie als Lockmittel für die Umsiede- 
lungsmaßnahmen und zur „Versorgung'' der Neuansiedelungen 
genutzt wurden, (s. Dokumentation epd 28. Mai 1985). 

Diese Programme der äthiopischen Regierung basieren auf 
Zwang und verstoßen gegen Menschenrechte. Fast eine Million 
Menschen wurden seither zwangsweise umgesiedelt, mehrere 
Millionen „verdorft". 

Anläßlich einer Pressekonferenz der Gesellschaft für bedrohte 
Völker haben sich alle Parteien des Deutschen Bundestages 
gegen die Zwangsumsiedelungen ausgesprochen. 

Da die äthiopische Regierung die Fortführung des Programms 
verkündet hat, ist es notwendig, sicherzustellen, daß die humani- 
täre Hilfe der Bundesrepublik Deutschland nicht für diese 
Zwangsmaßnahmen verwendet wird. 

Abgesehen von dem Zwang führt die Umsiedelimg und Verdor- 
fimg auch entwicklungspolitisch in die Katastrophe und ist mit als 
eine Ursache der erneuten Hungersnot zu sehen. Anstatt die 
kleinbäuerliche Produktion mit einer entsprechenden Preispolitik 
zu fördern, wird gewaltsam kollektiviert, Familienverbände wer- 
den gewaltsam auseinandergerissen. 

Ein Mißbrauch der Nahrungsmittelhilfe bestand weiterhin in der 
Weitergabe an die äthiopische Armee, ln erster Linie für Rekrutie- 
rungsmaßnahmen. 

Es muß sichergestellt werden, daß die Nahrungsmittelhilfe in 
vollem Umfang die tatsächlich betroffene Bevölkerung erreicht, 
ohne daß über die Verteilung Zwang ausgeübt wird. 

Eine weitere Erfahrung der Hilfsaktionen 1985/86 ist, daß die 
Nahrungsmittelhilfe für die hauptbetroffene Bevölkerung in wei- 
ten Teüen Eritreas und Tigrays nicht über die äthiopische Regie- 
rung organisiert werden kann. Der größte Teü der hungerleiden- 
den Bevölkerung lebt in Gebieten, zu denen "die äthiopischen 
Behörden aufgrund der Kriegssituation keinen Zugang haben. 

Um der Bevölkerung in diesen Gebieten helfen zu können, muß 
die Nahrungsmittelhüfe via Sudan über die dort tätigen Hilfs- 
organisationen ERA und REST organisiert werden. Beide Organi- 
sationen sind bei internationalen namhaften NGO's. als zuverläs- 
sig und effizient arbeitend angesehen. 

Da die humanitäre Hilfe in Eritrea und Tigray unter Kriegsbedin- 
gungen stattfindet, muß jeweils bei beiden kriegführenden Seiten 
darauf hingewirkt werden, daß während der Nahmngsmittelver- 
teüimgen nühtärische Aktionen unterbleiben und für die Trans- 
porte freie ungefährliche Wege sichergestellt werden. 
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Der Einkauf der Nahrungsmittel auf den heimischen Märkten in 
Afrika wurde trotz einstimmigen Beschlusses des Deutschen Bun- 
destages am 22. Januar 1986 nicht in dem ausreichenden und 
möglichen Maße durchgeführt. Da in anderen Ländern Afrikas 
gute Ernten zu erwarten sind, sollen die benötigten Nahrungsmit- 
tel für Äthiopien im Sinne des damaligen Beschlusses auf den 
einheimischen afrikanischen Märkten eingekauft werden. 
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